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Baugrenze

- nicht überbaubare Grundstücksflächen -
Ausnahmen siehe § 23 (5) BauNVO

Maß der baulichen Nutzung

Geschossflächenzahl

Grundflächenzahl

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

offene Bauweise

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches angrenzender 
Bebauungspläne

Art der baulichen Nutzung

PLANZEICHENERKLÄRUNG

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder Abgrenzung des 
Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Allgemeine Wohngebiete
- überbaubare Grundstücksflächen -

Mischgebiete - überbaubare Grundstücksflächen -

Allgemeine Wohngebiete / Mischgebiete

Umgrenzung der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz
gegen schädliche Umwelteinwirkungen - passiver Lärmschutz

Grenze unterschiedlicher Lärmpegelbereiche
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 2)

(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 2)

Nachrichtliche Übernahmen

Richtfunkverbindung incl. Schutzbereich und max. zulässige 
Bebauungshöhe über NHN, Telefónica Trasse Nr. 12811128

Altstandort gem. Landkreis Osnabrück, Fachdienst 7 - Umwelt
Stand: November 2014
KRIS Nr. gekürzt: [74079...] Gemeinde - Lfd. Nummer
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Planunterlage Geschäftszeichen:  P 18006 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 1:1.000 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung  © 2018 

Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 

Osnabrück 
Bersenbrück 
Bersenbrück 
1 
1:1.000 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die 
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Weitergabe ist nicht zulässig. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und dem Ergebnis des örtlichen Feldvergleiches. Sie 
weist die städtebaulich bedeutsamen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 15.06.2018) 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit 
der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
E: Einbezogenes Flurstück in Sanierung „Innenstadt“. 
 

Angefertigt durch VERMESSUNGSBÜRO ALVES 
 Dipl .- Ing.  Klaus Alves   Dipl .- Ing.  Jens Alves 
 Öffent lich bestel lte Vermessungsingenieure 
 

 
Quakenbrück, den  ..............................  
 
 
 .................................................. 
 Öffentl. best. Verm.-Ing. 
 

 

 
Amtssiegel 

R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, 
S. 3634). zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I, S. 1728).   
 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I, S. 3786).   
 

Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90 - vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58),   
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I, S. 1057).   
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - (NKomVG) - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 
2010, S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. 2020, 
S. 244).   
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO - vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012, S. 46), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. 2020, S. 244).   

 
 
BEBAUUNGSPLAN  NR. 118 
„INNENENTWICKLUNG  BRAMSCHER  STR. / BAHNHOFSTR.”   
(BESCHLEUNIGTES  VERFAHREN  § 13 A  BauGB) 
 
- MIT  BAUGESTALTERISCHEN  FESTSETZUNGEN - 
 
STADT   BERSENBRÜCK 
 
SAMTGEMEINDE  BERSENBRÜCK  /  LANDKREIS  OSNABRÜCK 
 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner 
Sitzung am  ....................  die Aufstellung des Be-
bauungsplanes im beschleunigten Verfahren gem. 
§ 13 a BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbe-
schluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. 
§ 13 a Abs. 3 BauGB am  ....................  ortsüblich 
bekannt gemacht. 
 
Bersenbrück, den  ....................   
 
 
 
.................................................... 
Bürgermeister 

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) des 
Bebauungsplanes ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  
...................  im Amtsblatt für den Landkreis Osna-
brück bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan 
ist damit am  ...................  rechtsverbindlich gewor-
den. 
 
Bersenbrück, den  .................... 
 
 
 
 
.................................................... 
Bürgermeister 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden 
am  ....................  ortsüblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Ent-
wurfsbegründung haben vom  ....................  bis 
einschl.  ....................  gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in 
Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausge-
legen. 
 
Bersenbrück, den  ....................   
 
 
 

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung des 
Bebauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 
und 215 BauGB) beim Zustandekommen des Be-
bauungsplanes nicht geltend gemacht worden. 
 
Bersenbrück, den  .................... 
 
 
 
.................................................... 
Bürgermeister 

.................................................... 
Bürgermeister 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Der Rat der Stadt hat den Bebauungsplan im be-
schleunigten Verfahren (§ 13 a BauGB) - mit bauge-
stalterischen Festsetzungen - nach Prüfung der Be-
denken und Anregungen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in 
seiner Sitzung am  ....................  als Satzung (§ 10 
BauGB) sowie die Begründung beschlossen. 
 
Bersenbrück, den  ....................   
 
 
 
.................................................... 
Bürgermeister 

Der Bebauungsplan wurde ausgearbeitet vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den 29.11.18 / 22.02.19 / 02.04.19 / 
 08.04.19 / 03.04.20 / 10.08.20 

 

P R Ä A M B E L   
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 84 Abs. 3 der Niedersächsischen 
Bauordnung (NBauO) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 
der Stadt diesen Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren (gem. § 13a BauGB), bestehend aus der Plan-
zeichnung und den nachstehenden textlichen Festsetzungen sowie den nachstehenden örtlichen Bauvorschrif-
ten über die Gestaltung (Gestalterische Festsetzungen), in der Sitzung am  ....................  als Satzung beschlos-
sen. 
 
 
P L A N U N G S R E C H T L I C H E     F E S T S E T Z U N G E N 
1. Im Mischgebiet (MI) sind Vergnügungsstätten - auch ausnahmsweise - nicht zulässig. Ferner sind Woh-

nungsprostitution und Sexshops sowie gewerbliche Zimmervermietungen zum Zweck der Vornahme sexu-
eller Handlungen nicht zulässig (§ 1 Abs. 5, 6 u. 9 BauNVO). 

 

2. In den Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (passiver Lärmschutz 
PLS ) müssen als Vorkehrungen gegen den Verkehrslärm von der Bramscher Straße bei Errichtung, Erwei-
terung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt 
von Menschen vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende Schall-Dämmmaß (erf. 
R'W,res) gemäß DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau - wie folgt erfüllt werden:  
 
 PLS IV ( = Lärmpegelbereich IV, maßgeblicher Außenlärm 66-70 dB(A))  
 Aufenthaltsräume von Wohnungen: erf.R’w,res = 40 dB  
 Büroräume oder ähnliches: erf.R’w,res = 35 dB 
 
 PLS III ( = Lärmpegelbereich III, maßgeblicher Außenlärm 61-65 dB(A))  
 Aufenthaltsräume von Wohnungen: erf.R’w,res = 35 dB  
 Büroräume oder ähnliches: erf.R’w,res = 30 dB 
 
 PLS II ( = Lärmpegelbereich II, maßgeblicher Außenlärm 56 -60 dB(A))  
 Aufenthaltsräume von Wohnungen: erf.R’w,res = 30 dB  
 Büroräume oder ähnliches: erf.R’w,res = 30 dB 
 
Bei Räumen, die den o.g. Straßen zugewandt sind und die überwiegend zum Schlafen genutzt werden, sind 
Fenster mit schalldämmenden Lüftungen vorzusehen. Die schalldämmende Lüftung ist nicht erforderlich, 
wenn zusätzliche Fenster in den Bereichen vorgesehen sind, die keine Überschreitung der Orientierungs-
werte gemäß DIN 18005 –Schallschutz im Städtebau- aufweisen. 

 

3. Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen von Oberkante Mitte der fertigen, das Bau-
grundstück erschließenden Straße (hier Bramscher Straße u. Bahnhofstraße) bis Oberkante fertiger Erdge-
schossfußboden, in der Mitte des Gebäudes an der Straßenseite 0,50 m nicht überschreiten. 

 

4. Die Firsthöhe, gemessen senkrecht von Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden bis zum höchsten Punkt 
der Dachhaut, wird im MI 1 auf max. 12,50 m, im MI 2, WA 1 und WA 2 auf max. 9,00 m über Oberkante 
fertiger Erdgeschossfußboden festgesetzt.  

 

5. Die Traufenhöhe, gemessen von Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden bis zum Schnittpunkt der Au-
ßenkante des aufgehenden Außenmauerwerks mit der Dachhaut, darf im WA 2  3,85 m nicht überschreiten.

 

6. Im WA 2 ist ein zweites Vollgeschoss zulässig, wenn die festgesetzte maximale First- und Traufenhöhe 
eingehalten wird. 

 

7. Die Grundflächenzahl darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO von Garagen u. Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO sowie den baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 30 % überschritten werden, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt werden: Stellplätze u. Zufahrten sind ganzheitlich wasserdurchlässig zu befestigen, 
z. B. mit breitfugig verlegtem Pflaster oder Rasengittersteinen (mind. 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen. 

 

8. Im WA sind bei Wohngebäuden je Einzelhaus maximal 2 Wohnungen und je Doppelhaushälfte maximal 1 
Wohnung zulässig. 

 

9. Separate Kellerwohnungen sind unzulässig. 
 

10. Je angefangene 400 m² Baugrundstück ist auf dem jeweiligen Grundstück mind. ein hochstämmiger Laub-
baum (darunter fallen auch Obstbäume) zu pflanzen (Stammumfang in 1,0 m Höhe mind. 14 cm). Bereits 
vorhandene Laubbäume (Stammumfang in 1,0 m Höhe mind. 14 cm) können dabei angerechnet werden. 

 

11. Bei allen im Bebauungsplan festgesetzten Gehölzpflanzungen sind nur standortgerechte heimische Gehölze 
gemäß der Liste in der Begründung zulässig.  

 

12. Aus Gründen des Fledermausschutzes soll die Beleuchtung des Plangebietes, insbesondere der Straßen-
seitenräume, sparsam und nach den neuesten Standards erfolgen. Als Straßenbeleuchtung sind Natrium-
dampf - Hochdrucklampen (NAV), Natriumdampf - Niederdrucklampen (NA) oder LED Lampen zu verwen-
den, mit einem begrenzten, zum Boden gerichteten Lichtkegel. Kugellampen sollen nicht verwendet werden. 
Sollten Leuchtstoffröhren verwendet werden, sind Röhren mit dem Farbton „warmwhite“ zu verwenden. 
Darüber hinaus sollten eher mehrere, schwächere, niedrig angebrachte als wenige, starke Lichtquellen auf 
hohen Masten installiert werden. 

 

13. Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten 
darf die Beseitigung von Gehölzbeständen und etwaigen Feuchtbiotopen ausschließlich in der Zeit vom 01. 
Oktober bis zum 28. Februar erfolgen. Ganzjährig zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur 
Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen.   
Zur Vermeidung einer direkten Tötung von Vögeln darf zudem auch die restliche Freimachung des Baufelds 
ausschließlich außerhalb der Brutzeit (01. März bis 30. September), also auch in der Zeit vom 01. Oktober 
bis 28. Februar vorgenommen werden.   
Nach der Baufeldräumung angelegte kurzrasige Scherrasen dürfen jedoch auch in der Zeit vom 01. März 
bis 30. September abgeschoben werden, da hierauf weder Fortpflanzungs- und Ruhestätten planungsrele-
vanter Tierarten noch Vorkommen von Jungvögeln zu erwarten sind.   
Hierdurch können der direkte Verlust bei Vögeln (Tötung oder Verletzung von nicht flugfähigen Jungvögeln, 
Zerstörung von Gelegen etc.) sowie erhebliche Beeinträchtigungen der Lebensstätten von Vögeln und Fle-
dermäusen weitgehend vermieden werden. 

 
 
G E S T A L T E R I S C H E     F E S T S E T Z U N G E N 
1. Die Dachausbildung muss als Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdach erfolgen. Die Dachneigung muss min-

destens 25 Grad betragen. Garagen gem. § 12 BauNVO und Nebengebäude gem. § 14 BauNVO können 
auch mit Flachdach errichtet werden. 

 

2. Einfriedungen sind im Vorgartenbereich - Bereich zwischen Straßenverkehrsfläche und vorderer Bauflucht -
nur bis maximal 0,80 m über Straßenoberkante zulässig. 

 
 
Bersenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................................... 
Bürgermeister 
 

H I N W E I S E  
1. Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans (B-Plan) Nr. 118 verliert der rechtswirksame B-Plan Nr. 21 „Bram-

scher Straße“ in den Bereichen, in denen er vom B-Plan Nr. 118 überlagert wird, seine bisherige rechtliche 
Wirkung. Es gilt hier der Rechtssatz, dass die neuere Rechtsnorm die ältere Rechtsnorm ersetzt (vgl. u.a. 
Urteil vom 10. August 1990 - BVerwG 4 C 3.90 - BVerwGE 85, 289). Ein gesondertes Aufhebungsverfahren 
zum B-Plan Nr. 21 ist nicht geplant und auch nicht erforderlich. 

 

2. Es wird angesichts von Starkregenereignissen empfohlen, das Merkblatt DWA-M 553 „Hochwasserange-
passtes Planen und Bauen“ grundsätzlich zu beachten, insbesondere wenn Gebäude errichtet werden sol-
len, die dem dauernden Aufenthalt von Menschen dienen. Dabei sind die gemäß DWA-M 553 vorgesehe-
nen Strategien zur Risikominimierung „Ausweichen“, „Widerstehen“ und/oder „Anpassen“ entsprechend der 
Schutzwürdigkeit der jeweils geplanten baulichen Nutzung zu wählen bzw. zu kombinieren. Eine angemes-
sener Starkregnschutz liegt dabei in der Verantwortung des jeweiligen Bauherrn. 

 

3. Über den Planbereich verläuft die Richtfunkverbindung 12811128 Holdorf - Bersenbrück der Telefónica 
Deutschland Holding AG.   
Beeinflussungen von Richtfunkstrecken durch neue Bauwerke mit Bauhöhen unter 20 m sind nicht sehr 
wahrscheinlich. Ein besonderer Abstimmungsbedarf mit der Bundesnetzagentur sowie dem Funkstrecken-
betreiber wird erforderlich, wenn Bauhöhen über 20 m erreicht werden. Eine Ausnahme bilden Photovol-
taikanlagen, da diese die Funkmessstationen auch bei geringen Bauhöhen stören können.  

 

4. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und 
Unfälle vermieden werden. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der erdverleg-
ten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten. Schachtarbeiten in der Nähe von Versorgungs-
einrichtungen sind von Hand auszuführen. 

 

5. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes W 405 
(Ausgabe 02/2008) der Techn. Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) 
einzuhalten.  

 

6. DIN-Vorschriften, VDI-Richtlinien, etc., auf die Festsetzungen des Bebauungsplans Bezug nehmen, werden 
bei der Stadt Bersenbrück, Markt 6, 49593 Bersenbrück, zur Einsicht bereitgehalten. 

 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N  
1. Aus dem Bereich Ecke Bahnhofstraße / Bramscher Straße ist vorgeschichtliche Siedlungs-

keramik überliefert. Diese Siedlung könnte sich bis in das aktuelle Plangebiet erstrecken. 
Um zu verhindern, dass bei den geplanten Erdarbeiten Bodendenkmale unerkannt zerstört 
werden, muss die Stadt- und Kreisarchäologie Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im 
Osnabrücker Land, Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433, Mail: 
archaeologie@osnabrueck.de) rechtzeitig vor dem Beginn der Erschließungsarbeiten infor-
miert werden, um diese ggf. archäologisch begleiten zu können. Dabei angetroffene archäo-
logische Fundstellen müssen vollständig ausgegraben und dokumentiert werden.  
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u.a. sein. Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) ge-
macht oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerun-
gen -, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder pflanzlichen Lebens in vergange-
nen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, sind diese gemäß 
§ 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der 
Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker 
Land) unverzüglich gemeldet werden.  
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach 
der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die 
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

2. Im näheren Umfeld des Plangebiets liegen verschiedene Altstandorte des Altlastenkataster 
des Landkreises Osnabrück. Die Flächen sind bereits bebaut. Eine fachgutachtliche Gefähr-
dungsabschätzung liegt nach den Erkenntnissen der Stadt Bersenbrück bislang nur für den 
Altstandort  KRIS-Nr. 74079100002 (Bramscher Str. 43) vor. Mit erhöhten Gefahren für das 
Plangebiet ist nach dem derzeitigen Erkenntnisstand nicht zu rechnen. Eine abschließende 
Beurteilung bleibt dem Landkreis Osnabrück, Fachdienst Umwelt, vorbehalten. 

 

3. Im Zuge der Bauanträge sollten aus Vorsorgegründen je nach konkretem Baugrundstück 
entsprechende avifaunistische Untersuchungen auf Brutvögel und ggf. andere Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten europarechtlich geschützter Arten durchgeführt werden.  
Da die Bebauung nur als Nachverdichtung und sukzessive über mehrere Jahre verteilt erfol-
gen wird, sind derzeit keine erheblichen Beeinträchtigungen für etwaige Vogelhabitate er-
sichtlich. Bei Inanspruchnahme von Altholzbeständen, insbesondere Horst- und Höhlen-
bäumen (inkl. Bäumen mit Krähennestern) sowie Abriss von Gebäuden und Schornsteinen 
sind jedoch ggf. entsprechende Untersuchungen auf etwaige Eulen- oder Fledermausvor-
kommen von den Bauherren durchzuführen.   
Der Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG ist grundsätzlich auf der Umsetzungsebene (der 
Realisierung der Bauvorhaben) sicherzustellen. Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob Vermei-
dungs- oder Ausgleichsmaßnahmen infrage kommen oder ob artenschutzrechtliche Aus-
nahmen gemäß § 45 BNatSchG beantragt werden müssen. 


